


Es fehlen 1,1 Mrd. Euro Einnahmen
 
Bremens Haushalte 2010

Einnahmen 3,1 Mrd.

Ausgaben 4,2 Mrd.

Haushaltsdefizit -1,1 Mrd.

In Bremens Haushalten fehlen im Jahr 2010 voraussichtlich  
circa 1,1 Mrd. Euro. 26 Prozent der Ausgaben sind nicht durch 
Einnahmen gedeckt. Sie müssen durch neue Kredite finanziert 
werden.

Ab 2020 dürfen alle Bundesländer nicht mehr Geld ausgeben als 
sie einnehmen. Das bestimmt die „Schuldenbremse“, die 2009 
mit Zustimmung des Bremer Senats in das Grundgesetz aufge-
nommen worden ist. Das bedeutet, dass das Haushaltsdefizit im 
Jahr 2020 null Euro betragen muss. Bremen hat sich verpflich-
tet, jedes Jahr circa ein Zehntel dieses Defizits abzubauen, das 
sind 110 Mio. Euro pro Jahr.

Der (geplante) Weg zur „Null“

Haushaltsdefizite lassen sich auf zwei Wegen ausgleichen:  
Erhöhung der Einnahmen und Senkung der Ausgaben. Der rot-
grüne Senat stellt sich die Anpassung wie folgt vor: Die Gesamt-
ausgaben sollen bis 2020 gleich bleiben und die Einnahmen jedes 
Jahr um mehr als 3 Prozent steigen (siehe Grafik).

Einnahmesteigerungen in dieser Größenordnung gab es seit 
Anfang der 1990er Jahre nicht mehr. Für 2011 und 2011 werden 
schon jetzt geringere Wachstumsraten prognostiziert. Über  
drei Prozent Einnahmeerhöhung sind also eher unrealistisch. 

Alles halb so wild?
Nehmen wir mal an, die Einnahmen steigen so, wie es sich die 
Landesregierung erhofft, und die  Gesamtausgaben bleiben 
gleich. Bleibt Bremen dann von Kürzungen verschont?

Leider nein, denn die Zinsen für die aufgelaufenen Schulden und 
die sog. Versorgungslasten werden bis 2020 zwangsläufig stei-
gen. Das allein macht eine Kürzung aller anderen Ausgaben um 
sechs Prozent erforderlich.

2010 2020

Gesamtausgaben 4.200 Mio. 4.200 Mio.

Zinsen (2020 geschätzt) 660 Mio. 760 Mio.

Versorgungsleistungen 370 Mio. 475 Mio.

Rest 3.170 Mio. 2.965 Mio.

 
Hinzu kommt der Kaufkraftverlust. 100 Euro heute sind aufgrund 
von Preissteigerungen und Tariferhöhungen im Jahr 2020 nur 
noch rund 80 Euro wert. Hier liegt eine versteckte Kürzung um  
weitere 20 Prozent.

Die Gesamtausgaben auf den Stand von 2010  
einzufrieren, bedeutet also eine reale Kürzung 
von etwa 26 Prozent. Sprich: Das Haushaltsdefizit 
von 2010 – 1,1 Mrd. Euro – muss irgendwie durch 
Kürzungen ausgeglichen werden.


